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ZEITGESPRÄCH

Ein Sozialpakt 
für Ostdeutschland?

Die wirtschaftliche Lage in Ostdeutschland ist vor allem durch eine unzureichende 
private Investitionstätigkeit und Massenarbeitslosigkeit gekennzeichnet.

Wie können die Schwierigkeiten in den neuen Bundesländern behoben werden? 
Verspricht ein Sozialpakt für Ostdeutschland eine Lösung der Probleme ?

Jürgen W. Möllemann

Das Gemeinschaftswerk Aufschwung-Ost im zweiten Jahr

Z u Beginn des Jahres 1991 
machte die wirtschaftliche Si

tuation in den neuen Bundesländern 
sehr deutlich, wie groß die Probleme 
waren, die die SED hinterlassen hat. 
Klar wurde damit auch, wie schwer 
es ist, den notwendigen Struktur
wandel eines ehedem sozialistisch 
planwirtschaftlich gelenkten Sy
stems hin zu einer dezentralen frei
heitlichen Marktwirtschaft zu bewäl
tigen. Notwendig war deshalb eine 
rasche, tatkräftige und vor allem un
bürokratische Unterstützung beim 
Übergang zu marktwirtschaftlichen 
Strukturen, verbunden mit einer ar
beitsmarktpolitischen Flankierung, 
die den Menschen in den neuen Bun
desländern Perspektiven geben und 
über die schwierige Anfangsphase 
hinweg helfen konnte. Dies konnte 
nur heißen: Belebung der Investi
tionstätigkeit für einen dynamischen 
Aufholprozeß der Schaffung wettbe
werbsfähiger Arbeitsplätze. Die Bun
desregierung hat, auf der von mir 
entwickelten Strategie Aufschwung- 
Ost aufbauend, das auf zwei Jahre 
angelegte und mit jeweils 12 Mrd. 
DM für 1991 und 1992 ausgestattete 
Gemeinschaftswerk Aufschwung- 
Ost beschlossen.

Die wirtschaftliche Entwicklung in 
den neuen Bundesländern zeigt 
heute, daß die Maßnahmen der Bun
desregierung greifen. Das Gemein
schaftswerk Aufschwung-Ost hat 
den wirtschaftlichen Aufbau in den 
neuen Bundesländern vorange
bracht. „Die Wende zum Besseren 
hin sollte in den neuen Bundeslän
dern nun geschafft sein“, stellt der 
Sachverständigenrat zur Begutach
tung der gesamtwirtschaftlichen Ent
wicklung fest. Umfragen belegen die 
Zuversicht der Bürger in den neuen 
Ländern.

1992 wird trotz allem schwierig 
werden. Das konjunkturelle Umfeld 
für Deutschland ist ungünstiger ge
worden als im ersten Jahr des Auf
schwung-Ost. Viele der im überre
gionalen Wettbewerb stehenden In
dustrieunternehmen haben noch 
eine sehr schwierige Anpassungs
phase vor sich. Daneben gibt es aber 
auch Bereiche, die wie die Bauwirt
schaft und viele Dienstleistungs
zweige unmittelbar von der notwen
digen radikalen Umstrukturierung 
der Wirtschaft In den neuen Bundes
ländern profitieren. Der Aufschwung 
geht aber von einem sehr niedrigen

Niveau aus. Weitere unrentable Ar
beitsplätze werden zunächst noch 
wegfallen. Unternehmen, die bereits 
1991 ihre Preise fühlbar zurückneh
men mußten, sehen sich durch die 
beträchtlichen Lohnanhebungen un
ter starken Kostendruck gesetzt. Sie 
haben im wesentlichen durch die 
Treuhandanstalt abgedeckte hohe 
Verluste. Neue Absatzmärkte sind zu 
erschließen. Bis die in Vorbereitung 
stehenden Investitionen den Arbeits
markt auf breiter Front entlasten kön
nen, wird noch einige Zeit vergehen.

Die Wirtschaftspolitik steht in er
ster Linie vor der Aufgabe, die Vor
aussetzungen für Investitionen noch 
weiter zu verbessern, denn nur so 
kann die Zahl der sicheren wettbe
werbsfähigen Arbeitsplätze bald 
schneller steigen, als unrentable 
wegfallen. Dieses Primärziel des 
Aufschwung-Ost darf nicht sehen
den Auges durch falsche Weichen
stellungen in der Finanz- und Tarif
politik leichtsinnig gefährdet werden. 
Angesichts des tiefgreifenden Wan
dels bedarf es nicht nur wachstums
fördernder marktwirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen. Die Wirt
schaftspolitik muß auch die Flankie
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rung des strukturellen Wandels 
durch eine aktive Strukturpolitik be
inhalten. Das schließt auch den wirk
samen Einsatz der Arbeitsmarktpoli
tik ein. Der Aufschwung-Ost braucht 
dafür auch in seinem zweiten Jahr 
konsequente Leitlinien:

□  Um die Investitionen weiter nach
haltig zu fördern, bedarf es vor allem 
eines entsprechenden gesamtwirt
schaftlichen Umfeldes. Daher mein 
Beharren auf lohnpolitischer Ver
nunft in Ost und West. Sie hat sich in 
den alten Bundesländern in den 80er 
Jahren sowohl für die, die einen Ar
beitsplatz hatten, in steigenden Real
einkommen als auch für viele, die ar
beitslos waren, in neuer Beschäfti
gung ausgezahlt. Es ist einfach ein 
Faktum, daß zu hohe Löhne zu La
sten der Beschäftigung gehen. Zu 
dem notwendigen gesamtwirtschaft
lichen Umfeld gehört auch öffentli
che Ausgabendisziplin, an der ich 
unbeirrt festhalte.

□  Die private Investitionstätigkeit in 
den neuen Bundesländern muß wei
ter nachhaltig und unvermindert ge
fördert werden. Deshalb fordere ich 
eine weitere Aufstockung der Mittel 
für die regionale Wirtschaftsförde
rung. Die bisher zur Verfügung ste
henden Gelder werden angesichts 
der bisher vorliegenden Anträge 
nicht ausreichen, um die Förderung 
auf hohem Niveau fortzuführen. Der 
absehbare zusätzliche Bedarf be
läuft sich auf 2 Mrd. DM einschließ
lich der Verpflichtungsermächtigun
gen für die nächsten Jahre. Ich halte 
diese Erhöhung für erforderlich, da
mit die Förderung nicht in dem Mo
menteingestelltwerden muß, in dem 
viele der aufgrund der wirtschaftspo
litischen Anreize ins Auge gefaßten 
Investitionen konkret in Angriff ge
nommen werden sollen.

□  Einer reibungslosen und damit 
dynamischen Investitionstätigkeit in 
den neuen Bundesländern stehen 
trotz aller Anstrengungen oft noch er

8

hebliche Hemmnisse entgegen. 
Dazu gehören die ungeklärten Ei
gentumsfragen, noch nicht ausrei
chend funktionsfähige Verwaltun
gen, zu lange Genehmigungsverfah
ren und ein zu geringes Angebot an 
Gewerbeflächen. Die bisher in den 
Eigentumsfragen erreichten Fort
schritte sind gemessen an den Erfor
dernissen noch häufig unzurei
chend. Wichtig ist mir in diesem Zu
sammenhang deshalb zweierlei: 
Einmal muß die Personalhilfe weiter 
verstärkt werden, denn Gemeinden 
und Vermögensämter können nur 
ausreichend und mit fachkundigem 
Personal besetzt effektiv arbeiten. 
Vor allem aber muß das Vermögens
gesetz geändert werden, um Miß
brauchsmöglichkeiten sowie die Ver
schleppung von Verfahren und damit 
Investitionsvorhaben auszuschlie
ßen. Ich habe dazu vorgeschlagen, 
die bis Ende 1992 befristete Vor
fahrtsregelung für Investitionen zu 
verlängern und das Anhörungsrecht
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des Alteigentümers auf zwei Wochen 
zu befristen. Notwendig ist zudem, 
alle Verfahren vor einem oder vor 
wenigen Verwaltungsgerichten zu 
konzentrieren.

□  Der Absatz von Produkten aus 
Ostdeutschland auf den westlichen 
Märkten hat noch kein befriedigen
des Niveau erreicht. Zur Absatzstei
gerung sind kostengünstig erzeugte, 
moderne Produkte und ein leistungs
fähiges Management notwendig. Ich 
werde in Fortsetzung meiner Ge
spräche mit Verbänden und Unter
nehmen weiter konsequent darauf 
hinwirken, daß die westdeutsche 
Wirtschaft die neuen Länder nicht 
nur als Absatzmarkt, sondern auch 
als neue Bezugsquelle in einem we
sentlich stärkeren Maße als bisher 
nutzen wird. Zusätzlich halte ich 
Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Unterstützung des Exports in die 
Staaten des ehemaligen RGW ins
besondere in der Übergangsphase 
für erforderlich.

Die Anstrengungen der Bundesre
gierung allein können den Zusam
menbruch der alten Außenwirt
schaftsbeziehungen im ehemaligen 
RGW nicht auffangen. Um praktika
ble Lösungen zu finden, bedarf es ei
ner international abgestimmten Vor
gehensweise. Dies wird ein wesentli
ches Thema des Weltwirtschaftsgip
fels sein, der im Juni 1992 unter 
deutschem Vorsitz in München statt
findet. Notwendige Maßnahmen und 
Schritte werde ich im Vorfeld mit 
meinen Kollegen der wichtigsten 
Länder aus Ost und West auf einer 
Wirtschaftskonferenz Anfang Mai in 
Münster erörtern.

Die Umstrukturierung der Wirt
schaft durch die Treuhandanstalt 
muß fortgesetzt werden. Der effek
tivste Weg zur Sanierung ist und 
bleibt die Privatisierung, denn pri
vate Investoren bringen neue Pro
dukte, neue Märkte und unternehme
rische Führung mit, also Leistungen,
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die keine Staatsholding erbringen 
kann.

Auch die Sanierung von überle
bensfähigen Unternehmen, die noch 
nicht privatisiert werden können, ist 
eine zentrale Aufgabe der Treu
handanstalt. Entscheidendes Krite
rium muß dabei sein, ob und wie Un
ternehmen in absehbarer Zeit die 
Wettbewerbsfähigkeit erreichen 
können. Bei den als sanierungsfähig 
eingestuften Unternehmen entste
hen für die Treuhandanstalt beson
dere Herausforderungen. So muß 
die Managementhilfe verstärkt wer
den, ein strenges Beteiligungscon
trolling ist vorzunehmen, und es ist 
eine transparente Sanierungspolitik 
nach einheitlichen Kriterien zu füh
ren, wobei die Synergieeffekte der 
Treuhandanstalt zu nutzen sind. Ich 
unterstütze die Initiative der Treu
handanstalt, durch organisatorische 
Maßnahmen, wie z. B. die Gründung 
von Management-Gesellschaften, 
dieser Aufgabe flexibel Rechnung zu 
tragen.

Nichts halte ich von einer Staats
holding. Sie würde den Druck auf die 
Sanierung und Privatisierung ver
mindern. Dies gilt grundsätzlich 
auch für unmittelbare Beteiligungen, 
vor allem für Mehrheitsbeteiligun
gen, von Bund, Ländern oder Kom
munen an diesen Unternehmen. Die 
Kapitalmehrheit und die unterneh
merische Führung sollen bei priva
ten Investoren liegen.

Nicht privatisierbare oder nicht sa
nierungsfähige Unternehmen sind

abzuwickeln. Ein Aufschub der Liqui
dation, der erhebliche finanzielle Mit
tel binden würde, ginge letztlich zu 
Lasten der Schaffung und Förderung 
neuer wettbewerbsfähiger Arbeits
plätze. Liquidation bedeutet nicht 
den Verlust aller Arbeitsplätze. 
Durch die effektive Gestaltung der 
Abwicklungspolitik der Treuhandan
stalt konnten in der Vergangenheit 
30% der Arbeitsplätze der betroffe
nen Unternehmen erhalten bleiben.

Die Treuhandanstalt wird durch 
die Privatisierung wie auch durch 
ihre Sanierungspolitik mit dazu bei
tragen, die „Entindustrialisierung“ 
von ganzen Regionen zu verhindern. 
Mit Vorrang müssen deshalb die gro
ßen Problemfälle wie Stahl, Schiff
bau, Maschinenbau, Bergbau und 
Chemie gelöst werden. Umgehende 
Entscheidungen im Hinblick auf die 
überlebensfähigen Kernbereiche 
sind dafür notwendig. Die Bundesre
gierung unterstützt die Neuansied- 
lung von Unternehmen durch ihre In
frastrukturinvestitionen und die Re
gionen bei der vor Ort notwendigen 
Bündelung von Regional- und Ar
beitsmarktpolitik.

Die aktive Arbeitsmarktpolitik des 
vergangenen Jahres muß fortgeführt 
werden, um die Zeit zwischen dem 
Wegfall alter und der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze sozialverträglich 
zu flankieren. Besondere Priorität 
hat dabei die Qualifizierung. Negati
ven Auswirkungen des arbeitsmarkt
politischen Instrumentariums auf 
Strukturwandel und die Mobilität der

Arbeitnehmer muß allerdings entge
gengewirkt werden. Hierzu gehört 
vor allem ein Entgelt für AB-Maßnah- 
men, das niedriger liegt als dasje
nige normaler Arbeitsverhältnisse. 
Die Tarifvertragsparteien sollten 
deshalb spezielle ABM-Tarifverträge 
mit niedrigerem Entgelt vereinbaren 
oder AB-Maßnahmen müssen als 
Gemeinschaftsarbeiten in Anleh
nung an frühere Regelungen ausge
staltet werden. Sie müssen auch 
grundsätzlich auf sechs Monate be
schränkt und darüber hinaus zusätz
lich mit Qualifizierungsmaßnahmen 
verbunden werden.

Keine erfolgversprechende 
Alternative

Diese hier nur grob skizzierten 
Punkte bilden ein Programm, das 
voll in der Kontinuität der marktwirt
schaftlichen Politik der Bundesregie
rung liegt. Ich sehe dazu keine er
folgversprechende Alternative. Es 
lohnt und erfordert den vollen Ein
satz und die Solidarität aller Beteilig
ten, von Staat, Treuhandanstalt, Ta
rifparteien, Arbeitnehmern und Un
ternehmern, von den Bürgern in Ost 
und West.

Die neu gewonnene Einheit 
Deutschlands sollte nicht nur als 
schwierige Aufgabe, sondern vor al
lem als Chance für Deutschland und 
Europa verstanden werden. Lasten, 
die heute entstehen, zahlen sich mit
telfristig durch mehr Arbeitsplätze, 
eine modernere Gesamtwirtschaft, 
höheres Wachstum und bessere Le
bensbedingungen aus.
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Franz Steinkühler

Ein Konzept zur solidarischen Finanzierung der deutschen Einheit

Es ist unverkennbar: In Deutsch
land ist es kälter geworden. Dies 

hat nichts mit der Jahreszeit zu tun. 
Soziale Kälte breitet sich aus.

Wenn ein Bundeshaushalt zah
lenmäßiger Ausdruck des Regie
rungsprogramms ist, dann ist der 
jüngst verabschiedete Bundesetat 
Ausdruck grober sozialer Ungerech
tigkeit. Besonders die „kleinen 
Leute“ tragen die Lasten, die 
„Großen“ kommen ungeschoren da
von, mehr noch: Sie werden zu den 
Nutznießern des Einigungsprozes
ses. Soziale Kälte wird bei der Fi
nanzierung der Staatsausgaben 
deutlich: Die Bundesregierung lehnt 
Ergänzungsabgaben, die Verlänge
rung des Solidaritätszuschlages so
wie einen Arbeitsmarktbeitrag von 
Beamten und Selbständigen ab. 
Statt dessen will sie die unsozialste 
aller Steuern erhöhen, die Mehrwert
steuer. Und gleichzeitig wagt sie sich 
daran, Unternehmensteuern zu sen
ken.

Die IG Metall hat Alternativen vor
gelegt, ein Konzept zur solidarischen 
Finanzierung und sozialen Gestal
tung der deutschen Einheit. Wir ha
ben Position bezogen gegen die ver
teilungspolitische Ungerechtigkeit 
und die strukturpolitische Konzept- 
losigkeit der Bundesregierung. Es 
muß Schluß sein mit einer Politik, die 
die Kosten der Einheit vor allem den 
Arbeitnehmern aufbürdet und den 
Nutzen vor allem den Unternehmen 
zuschanzt. Das ist die eine Botschaft 
unseres Konzeptes. Eine andere ist 
die: Es muß ein Anfang gemacht 
werden mit einer Strategie, die ge
sellschaftliche Solidarität mit dem 
Osten und soziale Gerechtigkeit im 
Westen verbindet.

Wir wollen auch künftig die Tren
nung von tariflicher Einkommenspo
litik und gesetzlicher Vermögenspo
litik. Angemessene Einkommensver
besserungen im Westen und zügige 
Einkommensangleichung im Osten 
müssen aus sozialen wie wirtschaft
lichen Gründen Hand in Hand gehen. 
Zum Schutz vor konjunkturellen Ab
satzrisiken ist das in den alten und 
neuen Ländern gerade jetzt wichtig.

Außerdem wollen wir die Verbin
dung von sanierungspolitischen 
Zielen und vermögenspolitischen In
strumenten. Dazu haben wir Vor
schläge für ein gesetzliches Fonds- 
Modell unterbreitet. Das Kernstück 
jeder strukturpolitischen Strategie in 
den neuen Bundesländern m uß-wo 
immer möglich -  die Sanierung der 
ostdeutschen Industrie werden. Wir 
lehnen eine nur passive Sanierung 
nach engen betriebswirtschaftlichen 
Kriterien ab. Wir setzen auf eine ak
tive Sanierung, die möglichst viele 
Arbeitsplätze erhält und volkswirt
schaftlichen Kriterien Rechnung 
trägt.

Zwei Instrumente

Um die Sanierungs- und Privati
sierungsformen miteinander zu ver
binden, schlägt die IG Metall zwei In
strumente vor. Einmal bleibt sie bei 
ihrem Vorschlag, eine Treuhand-In- 
dustrieholding AG zu gründen. Auf 
diese Dachgesellschaft sollen alle 
Treuhand-Unternehmen übertragen 
werden, die auf mittlere Sicht sanie
rungs- und damit auch längerfristig 
ertragsfähig sind. Neu ist der Vor
schlag der IG Metall, zusätzlich 
einen Treuhand-Vermögensfonds zu 
errichten, der die Vermögensanteile 
zusammenfaßt, die zukünftig der Be
völkerung gehören sollen.

Aufgabe der Treuhand-Industrie
holding wäre grundsätzlich, Betriebe 
in den neuen Bundesländern zu sa
nieren statt zu planieren. Um dies zu 
erreichen, schlägt die IG Metall fol
gendes vor:

□  Erstens die Reform der Sanie
rungskriterien. Sie ist die Grundlage 
für mehr finanzielle Hilfen. Ober
grenze sollen die gesellschaftlichen 
Kosten von Arbeitsplatzverlusten 
sein. Sie können nach einer Studie 
der Unternehmensberatungsgesell
schaft McKinsey bei bis zu 300000 
DM pro Arbeitsplatz liegen.

□  Zweitens die Reform der Sanie
rungsstrategien. Damit Betriebe eine 
Zukunftschance haben, sollen zu 
Beginn Zeit und Geld sowie Bera- 
tungs- und Managementkapazitäten 
bereitgestellt werden. Am Ende wür
den Wettbewerbs- und ertragsfähige 
Unternehmen, überlebensfähige und 
unabhängige Branchen in der ost
deutschen Wirtschaft vorhanden 
sein.

□  Drittens die Reform der Organi
sationsstrukturen. Dazu gehört nach 
den Vorstellungen der IG Metall auch 
die paritätische Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat der Treuhand-Industrie- 
holding AG.

Ihrer erweiterten Privatisierungs
aufgabe soll die Holding ebenfalls 
auf dreifache Weise nachkommen:

□  Ein Teil des Industrievermögens 
wird an Investoren veräußert.

□  Ein weiterer Teil soll in Form von 
unabhängigen ostdeutschen Unter
nehmen an der Börse untergebracht 
werden.

□  Ein dritter Teil soll an die Bevöl
kerung übertragen werden.

10 WIRTSCHAFTSDIENST 1992/1
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Bei dem Ziel, das Eigentum breit 
zu streuen, setzt der Treuhand-Ver- 
mögensfonds an. Das Fondsvermö
gen könnte in drei Stufen geschaffen 
werden. In der Gründungsphase 
würde dem Fonds eine Minderheits
beteiligung von 25% an der Treu
hand-Holding übertragen werden. In 
der Aufbauphase würde der Fonds 
direkt oder indirekt Minderheitsbe
teiligungen an privatisierten Treu
hand-Firmen behalten, um den 
Fonds an den zukünftigen Gewinnen 
zu beteiligen. In der Schlußphase 
könnten schließlich Dividendenzah
lungen und sonstige Erträge der 
Treuhand-Holding hinzukommen.

Eine der spannendsten Fragen ist, 
wie die Kapitalanteile des Treuhand- 
Vermögensfonds verteilt werden. 
Die IG Metall schlägt als erste 
Gruppe die Bevölkerung der ehema
ligen DDR vor. Sie darf bei der Veräu
ßerung des Industrievermögens 
nicht um die Früchte ihrer Aufbaulei
stungen gebracht werden. Den Men
schen in der Ex-DDR soll -  anders 
als den übrigen Anteilseignergrup
pen -d ie  Hälfte des Fonds durch ko
stenlose Anteilscheine übertragen 
werden. Als Grundsatz gilt: „Ent

schädigung gegen Enteignung.“

Von einer zweiten Gruppe, den 
Beziehern von überdurchschnittli
chen Einkommen, soll eine obligato
rische Abgabe verlangt werden. Ge
dacht ist an eine „Sonderabgabe 
Aufbau Ost“ , die den sogenannten 
Solidaritätszuschlag ablösen soll. 
Um kleine und mittlere Einkommen 
zu schonen, sollen nach den Vorstel
lungen der IG Metall aber Einkom
mensgrenzen (60000 DM Ledige/ 
120000 DM Verheiratete) eingeführt 
werden. Bei den Besserverdienen
den könnten so 9 Mrd. DM für die Sa
nierung ostdeutscher Unternehmen 
mobilisiert werden. Diese Abgabe 
wäre aber nicht wie der Solidaritäts
zuschlag ein verlorener Zuschuß, 
sondern die Abgabepflichtigen wür
den Anteilscheine für etwa ein Vier
tel des Fondskapitals bekommen.

Die dritte Gruppe der Anteilseig
ner könnten schließlich die Arbeit
nehmer mit durchschnittlichen oder 
niedrigen Einkommen sein. Ihnen 
soll ermöglicht werden, 25% der 
Fonds-Anteilscheine -  verbunden 
mit der gesetzlichen Sparförderung 
und einer garantierten Mindestdivi

dende-zu erwerben. So könnten auf 
freiwilliger Basis weitere Milliarden 
für den Aufbau im Osten Deutsch
lands aufgebracht werden.

Was geschieht mit dem Geld? In 
einer ersten Stufe würden die Mittel 
des Treuhand-Vermögensfonds für 
den Kauf von 25% der Treuhand-In
dustrieholding AG verwendet. Der 
Kaufpreis, über den letztlich politisch 
zu entscheiden wäre, müßte niedrig 
sein. Denn die Verluste der Holding 
in den Anfangsjahren sind zu berück
sichtigen. In der zweiten Stufe muß 
sichergestellt werden, daß dem Treu- 
hand-Fonds Minderheitsbeteiligun
gen an den privatisierten Unterneh
men erhalten bleiben. In der dritten 
Stufe dürfte der Fonds über zusätzli
che Mittel verfügen, die der Treu- 
hand-lndustrieholding als Sanie
rungskredite zu überlassen wären, 
soweit die Gelder nicht in einer spä
teren Phase an die Fonds-Anteils
eigner als Dividende auszuschütten 
sind. Der Vorteil dieses Konzepts ist, 
daß in allen Stufen der Holdingge
sellschaft Geldmittel zufließen, um 
die ostdeutschen Unternehmen zu 
sanieren. Ich denke, dafür lohnt es 
sich zu streiten.

Hans-Werner Sinn

Sozialpakt für den Aufschwung: Noch ist es Zeit

In „drei, vier, fünf“ Jahren, so heißt 
es aus dem Munde einflußreicher 

Politiker, werden sich Wirtschafts
kraft und Lebensverhältnisse in bei
den Teilen Deutschlands einander 
angeglichen haben. Welch eine Illu
sion wird da genährt! Es gibt wohl 
keinen Ökonomen, der sich mit wirt
schaftlichen Wachstumsprozessen 
beschäftigt hat und bereit wäre, die
sen Satz zu unterschreiben. Der Auf

schwung im Osten wird hoffentlich 
bald zustande kommen, einen Ni
veauausgleich zwischen Ost und 
West kann man in der genannten 
Zeitspanne jedoch nicht einmal unter 
extrem optimistischen Bedingungen 
erwarten.

Gerade wegen der langen Fristen, 
mit denen man ohnehin rechnen 
muß, kommt es jetzt sehr darauf an,

die Weichen richtig zu stellen. Viele 
Jahre massiver Sozialtransfers an 
den Osten kann sich die deutsche 
Wirtschaft ersparen oder einhan
deln, je nachdem welche Startbedin
gungen heute gesetzt werden.

Man muß anerkennen, daß trotz 
der Hektik des Wiedervereinigungs
trubels viele Startbedingungen 
richtig gestaltet wurden; insbeson
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dere die Vereinigung nach Artikel 23 
des Grundgesetzes und die Schaf
fung stabiler gesetzlicher Rahmen
bedingungen wird sich als großer 
Vorteil erweisen. Aber es wurden 
auch Fehler gemacht, die drohende 
Gefahren am Horizont heraufbe
schwören. Noch ist es Zeit, diese 
Fehler zu korrigieren.

Die Hauptfehler der
Vereinigungspolitik

Neben dem Versuch der Natural
restitution, der mit dem Hemmnisbe
seitigungsgesetz vom März 1991 
großenteils wieder aufgegeben 
wurde, müssen zwei besonders gra
vierende Politikfehler hervorgeho
ben werden. Der eine liegt in dem 
Versuch, den nicht der Restitution 
unterliegenden Teil der DDR-Wirt- 
schaft (zwei Drittel) rentierlich und 
zum Nutzen der ostdeutschen Bevöl
kerung zu verkaufen, und der andere 
in dem Versuch, die ostdeutschen 
Löhne bis zum Jahre 1995 auf das 
westdeutsche Niveau zu hieven.

Mengenmäßig ist der Verkauf des 
volkseigenen Vermögens durch die 
Treuhandanstalt leidlich vorange
kommen, doch gemessen an den an
fänglichen Erwartungen sind die er
zielten Verkaufserlöse mehr als ent
täuschend. Während die Behörde 
noch im Herbst 1990 Erlöse in Höhe 
von 600 Mrd. DM avisierte, kann sie 
nun, nachdem allenfalls ein Drittel 
der Privatisierungsaufgabe erledigt 
ist, gerade Erlöse in Höhe von 15 
Mrd. DM aufweisen. Realisiert wur

den also nur 2,5% der erwarteten Er
löse. Es drängt sich der (auch theo
retisch zu erhärtende) Verdacht auf, 
daß die Absorptionsfähigkeit der 
Realkapitalmärkte durch die Mas
senverkäufe der Treuhandanstalt 
überstrapaziert wird und daß die Ver
käufe zu einer Schleuderaktion aus
arten. Besonders bedauernswert ist, 
daß die Ostdeutschen bei dieser 
Schleuderaktion praktisch leer aus
gehen. Da ihnen bei der Währungs
umstellung kein über ihren bloßen 
Transaktionskassenbedarf hinaus
gehendes Finanzkapital gegeben 
wurde, sind sie außerstande, ihr 
„volkseigenes“ Vermögen zurückzu
steigern. Zumindest im ersten Jahr 
der Treuhandaktivität galt, daß etwa 
95% der Objekte an Ausländer und 
Westdeutsche, doch nur 5% an Ost
deutsche vergeben wurden.

Ein noch gravierenderes Problem 
ist das klägliche Versagen der Tarif
autonomie in den neuen Bundeslän
dern. Man braucht kein Ökonom zu 
sein, um einzusehen, daß die ge
plante und zum Teil schon fest ver
einbarte Lohnentwicklung die Lei
stungskraft der ostdeutschen Wirt
schaft weit übersteigen wird. Die ef
fektiven Bruttostundenlöhne der In
dustrie dürften derzeit bei knapp 
50% des Westniveaus liegen, also 
bei einem Prozentsatz, der noch 
Raum für die Hoffnung läßt, daß sich 
eine modernisierte ostdeutsche 
Wirtschaft nach der bisherigen Tal
fahrt bald wieder hochkämpfen wird. 
Aber wenn man den Muster-Tarifver

trag der Metall- und Elektroindustrie 
von Mecklenburg-Vorpommern als 
Maßstab nehmen darf, dann wird die 
ostdeutsche Wirtschaft bereits im 
nächsten Jahr japanische oder US- 
amerikanische Löhne und in drei 
Jahren die höchsten Löhne dieser 
Erde verkraften müssen. Dies wird 
der schon angeschlagenen Wirt
schaft den Rest geben und auch das 
Entstehen neuer Strukturen stark 
behindern. Die Massenarbeitslosig
keit wird unnötig verlängert, und der 
westdeutsche Steuerzahler wird für 
die Finanzierung der Sozialtransfers 
in den Osten in einem Umfang zur 
Kasse gebeten werden, wie er es zur 
Zeit wohl nur in Alpträumen erahnt.

Wenn man nicht die ökonomische 
Zukunft der Bundesrepublik aufs 
Spiel setzen will, müssen die offen
kundigen Fehler der Vereinigungs
politik schleunigst korrigiert werden. 
Genau diesem Ziel dient der „Sozial
pakt für den Aufschwung“, der in 
Kaltstart empfohlen und entwickelt 
wird. Der Pakt besteht aus zwei Tei
len.

Zum einen sollen die Tarifpartner 
ein Lohnstillhalteabkommen schlie
ßen, das die derzeitige Relation von 
ost- und westdeutschen Tariflöhnen 
fürfünf Jahre einfriert. Die im Westen 
ausgehandelten Tarifänderungen 
werden im Osten anteilig übernom
men, separate Tarifverhandlungen 
im Osten finden nicht statt. Die Effek
tivlöhne bleiben indes frei und kön
nen aufgrund individueller Vereinba
rungen zwischen Arbeitgeber und
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Arbeitnehmer auch höher angesetzt 
werden. Um Mißbrauch auszuschlie
ßen und den Privatisierungsanreiz 
zu stärken, dürfen die noch nicht pri
vatisierten Betriebe nur die Tarif
löhne zahlen. Staatliche Behörden in 
grenznahen Gebieten können in Ein
zelfällen (z.B. als neue Berlinpräfe
renz) höhere Löhne bieten, wenn 
akute Abwanderungsgefahren be
stehen.

Zum anderen wird die Privatisie
rung mittels Barverkauf durch eine 
Privatisierung mittels zurückbehal
tener Restbeteiligungen ersetzt, wo
bei die Restbeteiligungen der ost
deutschen Bevölkerung zum Aus
gleich für die Lohnzurückhaltung zu 
übereignen sind. Statt einen Kauf
preis zu zahlen, räumt der Erwerber 
eines ostdeutschen Unternehmens 
der Treuhandanstalt eine stimm
rechtslose Minderheitsbeteiligung 
ein, deren Höhe, ähnlich wie jetzt der 
Preis, unter Berücksichtigung ver
bindlicher Investitionszusagen aus
zuhandeln ist. Idealerweise spiegelt 
die Mehrheitsbeteiligung den Wert 
der Sanierungsinvestitionen und des 
eingebrachten Know-hows wider, 
während die Minderheitsbeteiligung 
den Wert des von der Treuhand ein
gebrachten Altkapitals repräsentiert.

Wie die Minderheitsbeteiligungen 
weiterverteilt werden, ist sekundär; 
sie sollten aber schnell verteilt wer
den, um den Einfluß der Staatsbe
hörde zu verringern. Möglich ist eine 
Drittelung derart, daß ein Teil an die 
Belegschaften, ein Teil an die ost
deutschen Sparer (gemäß Artikel 25 
Einigungsvertrag) und ein weiterer 
Teil allgemein an die ostdeutsche 
Bevölkerung verteilt wird. Dabei sol
len die beiden letztgenannten Drittel 
auf dem Wege über zwischenge
schaltete private Investmentfonds so 
diversifiziert werden, daß das Anla
gerisiko minimiert wird. Bei Firmen 
und Vermögensobjekten, die nicht 
bilanziert werden, wird die Restbe
teiligung durch festverzinsliche

Restforderungen ersetzt, die eben
falls über die Investmentfonds zu 
verteilen sind.

Weder die ostdeutsche Lohnpoli
tik im allgemeinen noeh der Sozial
pakt im besonderen darf in der histo
rischen Ausnahmesituation, in der 
sich die ostdeutsche Wirtschaft be
findet, der alleinigen Verantwortung 
der Tarif parteien überlassen werden. 
Eine uneingeschränkte Tarifautono
mie kann nur funktionieren, wenn auf 
beiden Seiten des Tisches potente 
Verhandlungspartner sitzen, die die 
Konsequenzen der eigenen Ent
scheidungtragen, doch diese Bedin
gung ist im Osten so lange nicht er
füllbar, wie die Privatisierung der 
Wirtschaft noch nicht vollzogen ist. 
Der Sozialpakt sollte deshalb ge
setzlich abgestützt werden, wobei 
eine möglichst weitgehende Auf
rechterhaltung der Tarifautonomie 
eine Nebenbedingung, nicht aber die 
Hauptbedingung sein darf. Die Zu
teilung von Fonds- und Beleg
schaftsanteilen an Ostdeutsche 
könnte man in dem zu schaffenden 
Begleitgesetz von deren Zustim
mung zum Sozialpakt und ent
sprechenden verbindlichen Erklä
rungen gegenüber den eigenen Ge
werkschaften abhängig machen. 
Das Sagen dürfen in dieser Sache 
nicht nur die westdeutschen Tarif
partner haben. Auch die Wahlbürger 
und Steuerzahler in Ost und West, zu 
deren Lasten die Tarifverträge bis
lang geschlossen wurden, müssen 
mitentscheiden.

Die drei wesentlichen Vorzüge

Der Sozialpakt ersetzt zukünftige 
Lohnansprüche durch Erstausstat
tungen an Vermögenswerten und er
möglicht so gewaltige Effizienzge
winne, ohne für die ostdeutschen Ar
beitnehmer Verteilungsnachteile mit 
sich zu bringen. Die Effizienzge
winne ergeben sich, weil der Ersatz 
der Löhne durch Erstausstattungen 
die Produktionskosten senkt und die

Menge der rentablen ökonomischen 
Aktivitäten dramatisch vergrößert. 
Betriebe, die in einer Übergangszeit 
noch sinnvoll weiterproduzieren kön
nen, bleiben wettbewerbsfähig, und 
es werden verstärkt Investitionen 
und Firmengründungen induziert, 
von denen allein ein kraftvoller Auf
schwung getragen werden kann. Mit 
der Realisierung des Sozialpaktes 
gehört Ostdeutschland noch lange 
nicht zu den extremen Niedriglohn
gebieten der EG wie z.B. Griechen
land oder Portugal, aber es hätte den 
Rang eines Aufsteigers wie Irland 
und damit eine echte Chance, auf ab
sehbare Zeit den Anschluß zu fin
den.

Darüber hinaus kann von der Rea
lisation des Beteiligungsmodells 
auch schon für sich genommen eine 
Verbesserung des Investitionskli
mas erwartet werden, weil dieses 
Modell darauf hinausläuft, daß die 
Treuhandanstalt den privatisierten 
Unternehmen die Verkaufserlöse in 
Form von risikotragendem Eigenka
pital zur Verfügung stellt. Dieser Vor
teil des Beteiligungsmodells ist 
leicht einzusehen. Würde die Treu
handanstalt unter sonst gleichen Be
dingungen ihre Verkaufsstrategie 
dahingehend ändern, daß sie die 
Verkaufspreise unbefristet kreditiert 
und sich mit festen Zinszahlungen 
auf den Verkaufspreis begnügt, so 
würde sich das Interesse vieler kre
ditbeschränkter Investoren, gerade 
solcher aus Ostdeutschland selbst, 
sicherlich erhöhen. Würde sie, gege
ben die mittlere Zinsbelastung, dar
über hinaus Zinsen nur in dem Maße 
verlangen, wie der Erwerber Ge
winne macht, so würde sie dessen 
Investitionsbereitschaft noch weiter 
zu steigern vermögen, denn sie über
nähme jetzt auch einen Teil des Risi
kos. Von der Sache her würde sie 
nun aber genau das Beteili
gungsmodell anwenden, das im So
zialpakt empfohlen wird. Das Beteili
gungsmodell macht ein Engagement
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privater Investoren attraktiver, erhöht 
das Volumen der Sanierungsinvesti
tionen im Falle eines Engagements 
und erzeugt zudem höhere Einnah
men als das bislang praktizierte Ver
kaufsverfahren.

Es braucht nicht befürchtet zu wer
den, daß das Sanierungsinteresse 
sinkt, weil die zu schaffenden Fonds 
an den Erträgen beteiligt sind, denn 
diese Beteiligung ist ja nur der faire 
Ausgleich für die anfängliche Beteili
gung durch Überlassung des Altkapi
tals. Wenn ein Investor später, nach 
Festlegung seiner anfänglichen Be
teiligungsrechte, noch mehr Sanie
rungskapital von außen in das Unter
nehmen einführen möchte, so wird er 
dafür durch Aufstockung seiner An
teilsrechte entlohnt, wie das auch bei 
privaten Kapitalbeteiligungen der 
Fall ist.

Schließlich erhielten Ostdeutsche 
mit dem Beteiligungsmodell eine 
echte Chance, selber Firmen zu 
übernehmen. Zum einen würden ih
nen mit den Fonds- und Beleg
schaftsaktien Vermögensbestände 
zugewiesen, die sie für die bei der 
Übernahme von Mehrheitsbeteili
gungen notwendigen Sanierungsin
vestitionen verkaufen oder beleihen 
könnten. Zum anderen brauchen sie 
ja keine Finanzierungsmittel für den 
bloßen Erwerb der von der Behörde 
übergebenen Altkapitalien. Die un
heilvolle Trennung der deutschen 
Bevölkerung in westdeutsche Kapi
talisten und ostdeutsche Arbeiter, die 
die derzeitige Politik induziert, würde 
überwunden, und es könnte sich ori
ginäres Unternehmertum in Ost
deutschland entwickeln. Dies ist der 
dritte Hauptvorteil des Sozialpaktes.

Wende der Treuhandpolitik

Ein möglicher Einwand gegen den 
Sozialpakt könnte lauten, daß dieser 
Pakt zwar anfangs sinnvoll gewesen 
wäre, aber nun zu spät komme, weil 
die Privatisierung schon zu weit fort

geschritten sei. Richtig an diesem 
Einwand ist, daß die Zeit gegen den 
Pakt arbeitet. In „drei, vier, fünf“ Jah
ren wird das ehemals volkseigene 
Vermögen verteilt sein, die Sozial
transfers in den Osten werden immer 
noch zwei- bis dreistellige Milliar
denbeträge ausmachen, und die 
Lohnzurückhaltung, die dann von der 
Macht der Verhältnisse erzwungen 
werden wird, kann man nicht mehr 
durch die Zuweisung von Restbeteili
gungen kompensieren. Dann ist es in 
der Tat zu spät für den Sozialpakt. 
Aber heute ist bei den Unternehmen 
erst ein Drittel der Privatisierungs
aufgabe erledigt, und der weitaus 
größte Teil des Immobilienbestan
des der Treuhandanstalt ist noch 
nicht verkauft. Wenn der Sozialpakt 
im Jahre 1992 zustande käme, dann 
hätte er noch eine sehr solide mate
rielle Basis.

Wie man dieser Tage aus der 
Treuhandanstalt hört, wurde schon 
damit begonnen, in Einzelfällen nach 
der Restbeteiligungsmethode zu pri
vatisieren, wobei freilich die Restbe
teiligungen an die Kommunen über
geben werden. Dies ist eine hoff
nungsvolle Wende der Treuhandpoli
tik. Die Behörde sollte sofort ange
wiesen werden, grundsätzlich nur 
noch nach der neuen Methode zu pri
vatisieren, jedoch die Restbeteili
gungen derweil noch zurückzuhal
ten, um das Verhandlungsobjekt für 
den Sozialpakt nicht zu verlieren.

Nur „Schrott“?

Ein von einflußreichen Kommen
tatoren gegen den Sozialpakt vorge
brachtes Argument bezieht sich auf 
die Werthaltigkeit der Objekte, an 
denen Restbeteiligungen vergeben 
werden sollen. Die mageren Ver
kaufserlöse bewiesen doch, so die 
Behauptung, daß im Osten nur 
„Schrott“ zu verteilen sei, und man 
dürfe die ostdeutsche Bevölkerung 
nicht mit der Vergabe wertloser An
teilscheine enttäuschen. An diesem

Argument ist zweierlei falsch.

Erstens sind die Verkaufserlöse 
nicht mit den Barwerten der aus den 
Restbeteiligungen zu erwartenden 
Kapitaleinkommen gleichzusetzen. 
Wegen des massenhaften Verkaufs 
und der kurzfristig aus vielerlei 
Gründen nicht voll mobilisierbaren 
Zahlungsbereitschaft der Kaufinter
essenten würden sicherlich auch die 
Preise unbestreitbar rentabler Ob
jekte in den Keller rutschen, wenn sie 
unter ähnlichen Bedingungen auf 
den Markt gebracht würden. Allein 
die bloßen Landwerte (ohne Ge
bäude), über die die Treuhand ver
fügt, dürften nach vorsichtiger Schät
zung bei mindestens 250 Mrd. DM 
liegen, aber es ist illusorisch zu glau
ben, daß man diese Werte auf dem 
Wege des Massenverkaufs realisie
ren kann. Die Immobilien der Treu
handanstalt sind sicherlich kein 
„Schrott“.

Zweitens reflektieren die niedri
gen Verkaufserlöse der Treuhandan
stalt auch die Erwartung der exzessi
ven Lohnentwicklung, die vieles von 
dem kaputtmachen wird, was im 
Osten an industrieller Produktion un
ter anderen Bedingungen rentabel 
wäre. Jedes Jahr, um das der Sozial
pakt die geplanten Lohnsteigerun
gen hinauszögert, vergrößert die Un
ternehmensgewinne und damit auch 
den Wert der Anteilsrechte um einen 
dreistelligen Milliardenbetrag. Die 
mageren 15 Mrd. DM, die die Treu
handanstalt bislang eingenommen 
hat, sind demgegenüber bloß ein Ta
schengeld.

Kommunismus im
neuen Gewände?

Ein sehr ernstzunehmender Ein
wand gegen den Sozialpakt bezwei
felt die Systemkonformität einer 
Fondsverwaltung der Restbeteili
gungen. Erhält hier nicht eine staatli
che Behörde ein dauerhaftes Mit
spracherecht an der ostdeutschen 
Wirtschaft, und wird nicht letzten En
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des der Kommunismus konserviert? 
Welche Investoren hätten ein Inter
esse, ein Ostunternehmen zu über
nehmen, wenn die Treuhandanstalt 
„ihre Finger“ in dem Unternehmen 
behält? Zweifel dieser Art sind ver
ständlich, zumal eine Variante des 
Restbeteiligungsmodells von der IG 
Metall vorgeschlagen worden ist, um 
eine von Gewerkschaftsseite mit
kontrollierte Industrieholding für Ost
deutschland zu fordern.

Den berechtigten Bedenken trägt 
der Sozialpakt dadurch Rechnung, 
daß die Restbeteiligungen stimm
rechtslose, stille Teilhaberschaften 
begründen sollen. Ein Mindest
schutz gegen eine Aushöhlung der 
Teilhaberschaften durch die Mehr
heitseigner soll zwar gewährleistet 
werden, aber eine Mitbestimmung 
von der Art einer Sperrminorität oder 
dergleichen ist nicht vorgesehen. 
Stimmrechte sollte die Treuhand al
lenfalls zur Wahrung der vollen Re
stitutionsansprüche etwaiger Altei
gentümer behalten, aber im Regel
fall sind sie nicht erforderlich. Im üb
rigen sollten die Fonds, die die An
teile verwalten und diversifizieren, 
privatwirtschaftlich organisiert wer
den. Mit diesen Sicherungen braucht 
weder eine mangelnde Systemkon
formität noch ein mangelndes Inter
esse privater Investoren an den 
Mehrheitsbeteiligungen befürchtet 
zu werden.

Der goldene Mittelweg

Schließlich wird gegen den Sozi
alpakt vorgebracht, die Lohnzurück
haltung, die er verlangt, sei ange
sichts des Lohnwettbewerbs auf dem 
gemeinsamen deutschen Arbeits
markt nicht durchzuhalten und auch 
nicht sinnvoll. Niedriglöhne führten 
zu einer übermäßigen Abwanderung 
gerade der qualifizierten Arbeits
kräfte in den Westen, konservierten 
unproduktive Arbeitsplätze und er
schwerten den notwendigen Struk
turwandel im Osten. Auch diese Ar

gumente sind falsch.

Natürlich wäre eine extreme Nied
riglohnpolitik, die darauf aus ist, alle 
ehemaligen Arbeitsplätze Ost
deutschlands zu erhalten, ineffizient. 
Doch zwischen dem Extrem einer 
baldigen Lohnangleichung, die eine 
Tabula rasa herstellt, und einer Lohn
politik, die die Meßlatte der Produkti
vität so niedrig ansetzt, daß alle alten 
Strukturen überleben können, gibt es 
einen goldenen Mittelweg. Dieser 
Mittelweg wird durch eine Lohnpolitik 
beschrieben, die durch einen echten 
Arbeitsmarkt-Wettbewerb zwischen 
ost- und westdeutschen Unterneh
men diktiert wird. Ein solcher Wett
bewerb würde sicherlich eine erheb
liche Lohnerhöhung im Osten und 
damit die Vernichtung vieler ostdeut
scher Arbeitsplätze bedeuten. Aber 
die Lohnerhöhungen würden nicht 
über das Optimum hinausschießen. 
Vernichtet würde nur, was wirklich 
nötig ist: Nur jene Arbeitsplätze wür
den aufgegeben, die trotz der hohen 
Transaktionskosten, die Arbeitneh
mer von einer Westwanderung ab- 
schrecken, nicht in der Lage sind, 
hinreichend hohe Bleibelöhne zu 
bieten, und genau auch nur diese Ar
beitsplätze sollten unter Effizienzge
sichtspunkten aufgegeben werden.

Der wettbewerbliche Lohnfin
dungsprozeß kann prinzipiell keine 
Massenarbeitslosigkeit erzeugen, 
denn wer wandert, weil er die ange
botenen Bleibelöhne nicht attraktiv 
findet, der kann nicht im Osten ar
beitslos sein. Daß es heute im Osten 
eine sich auch noch verschärfende 
Massenarbeitslosigkeit gibt, ist ein 
Beleg dafür, daß die Tariflöhne weit 
über das Niveau hinausgeschossen 
sind, das der Wettbewerb am Ar
beitsmarkt selbst bewirkt hätte; ja 
die Massenarbeitslosigkeit ist auch 
ein klarer Beleg dafür, daß der lang
fristig sicherlich notwendige Struk
turwandel durch die Hochlohnpolitik 
schneller und brutaler erzwungen 
wird, als es unter volkswirtschaftli

chen Effizienzgesichtspunkten sinn
voll sein kann. Eine organische, effi
ziente Transformation der kommuni
stischen Kommandowirtschaft in 
eine moderne Marktwirtschaft ver
langt eine sofortige Anpassung der 
politischen Rahmenbedingungen, 
wie sie in Deutschland ja auch erfolgt 
ist, aber die Preise, Löhne und realen 
Produktionsprozesse können und 
sollten sich angesichts der Friktio
nen und Anpassungskosten, die nun 
einmal wirklich existieren, nur all
mählich verändern. Der Wettbewerb 
sorgt schon selbst für die richtige An
passungsgeschwindigkeit. Ein Hau- 
Ruck-Ansatz mittels politisch ok
troyierter Mindestlöhne kann nur 
Schaden anrichten.

Die ostdeutsche Tarifpolitik der 
letzten anderthalb Jahre ist ein sol
cher Hau-Ruck-Ansatz, und sie hat 
rein gar nichts mit dem Ideal einer 
wettbewerblichen Lohnfindung ge
mein. Sie ist das Ergebnis von Stell
vertreter-Verhandlungen, bei denen 
die westdeutschen Arbeitgeber die 
Rolle der im Osten nicht vorhande
nen Kapitalbesitzer einnahmen und 
die westdeutschen Gewerkschaften 
ihren neu gegründeten Tochter-Insti
tutionen im Osten helfend und bera
tend zur Seite standen.

Das oberste Ziel der westdeut
schen Verhandlungsführer scheint 
es gewesen zu sein, eine Niedrig
lohnkonkurrenz durch die alte DDR- 
Industrie von vornherein auszu
schalten, das Ziel war nicht, durch 
eine behutsame Lohnpolitik den ost
deutschen Konkurrenten echte Wett
bewerbschancen zu schaffen. Noch 
heute streiten sich die Tarifpartner 
erbittert um jeden Prozentpunkt 
Lohnerhöhung im Westen, haben 
aber für den Umstand, daß die ost
deutschen Tariflöhne, gerechnet in 
international handelbaren Devisen, 
vom Frühjahr 1990 bis zum Frühjahr 
1995 um 1100% (eintausendundein- 
hundert Prozent) steigen sollen, nur 
ein Achselzucken übrig. So ver
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ständlich die Ignoranz der westli
chen Tarifpartner ist, sie droht dem 
Osten und der gesamten Bundesre
publik die wirtschaftliche Zukunft zu 
rauben.

Der Sozialpakt ist eine Methode,

die sich anbahnende kollektive Un
vernunft gerade noch zu verhindern. 
Da er sich nur auf die Tariflöhne be
zieht, verhindert er die Zahlung von 
Bleibelöhnen nicht, wo sie zum Hal
ten qualifizierter Arbeitskräfte not
wendig sind. Aber er ermöglicht eine

organische, effiziente Systemtrans
formation, die letztlich für alle Betei
ligten billiger wird und große Wohl
fahrtsgewinne verspricht, von denen 
trotz des temporären Lohnverzichts 
die ostdeutsche Bevölkerung am al
lermeisten profitieren wird.

Klaus Murmann

Sozialpakt für den Aufschwung in den neuen Bundesländern?

Die deutsch-deutsche Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozial

union war in Ostdeutschland zu
gleich der Start in die Tarifautono
mie. Seither wurden in den neuen 
Bundesländern die Tarifverdienste in 
mehreren Stufen von zunächst rund 
30% bis 35% auf nunmehr rund 50% 
bis 60% des Westniveaus angeho
ben. Angesichts dieser raschen 
Lohnsteigerungen, die nicht mit der 
Produktivitätsentwicklung in Ost
deutschland korrespondierten, wer
den die Tarifpartner seitens Wis
senschaft, Politik und Publizistik auf 
breiter Front kritisiert. Hierbei wird in 
der Regel jedoch übersehen, daß die 
Tarifpolitik in den neuen Bundeslän
dern angesichts außergewöhnlicher 
Umstände beim Übergang von der 
Zentralverwaltungs- zur Marktwirt
schaft von Anfang an eine perma
nente Gratwanderung zwischen öko
nomischer Vernunft, politischen 
Zwängen und sozialpolitischen Er
fordernissen war.

Der bisherige Anstieg der Tarifver
dienste in Ostdeutschland stellt im 
Ergebnis einen Vorgriff auf künftiges 
Produktivitätswachstum dar. Damit 
das Wirtschaftswachstum auf breiter 
Front Tritt fassen kann, kommt es 
nun um so mehr darauf an, daß die 
Tarifverdienste sich künftig strikt an 
der Produktivitätsentwicklung orien

tieren. Dies gilt für Ostdeutschland, 
nicht minder jedoch auch für West
deutschland. Zur Realisierung die
ses Ziels ist tarifpolitische Phantasie 
gefragt.

In der Öffentlichkeit werden der
zeit insbesondere zwei Vorschläge 
diskutiert, die die Tarifpolitik mit 
Aspekten der Vermögensbeteiligung 
in Arbeitnehmerhand und der Privati
sierung durch die Treuhandanstalt in 
einen Beziehungszusammenhang 
setzen: zum einen das Modell der IG 
Metall „Zur solidarischen Finanzie
rung der sozialen Einigung“ , zum an
deren der Vorschlag von Professor 
Sinn aus München unter dem Titel 
„Sozialpakt für den Aufschwung“ .

Der Vorschlag der IG Metall

Die IG Metall hat in ihren Darm
städter Thesen vom Oktober 1991 
„zur solidarischen Finanzierung der 
sozialen Einigung“ vorgeschlagen, 
daß neben der Treuhandanstalt eine 
mitbestimmungspflichtige Treu- 
hand-Holding gegründet wird, die die 
sanierungsfähigen Treuhand-Unter
nehmen übernimmt. Der Holding soll 
neben der Privatisierung künftig in 
verstärktem Ausmaß die Sanierung 
dieser Unternehmen obliegen. An 
der Holding, wie auch an künftig pri
vatisierten Unternehmen, soll ein 
neu zu schaffender Treuhand-Ver

mögensfonds eine Minderheitsbetei
ligung von 25% und damit eine 
Sperrminorität erhalten. 50% der 
Fondsanteile sollen an die Bevölke
rung Ostdeutschlands unentgeltlich 
verteilt werden; 25% sollen an „Bes
serverdienende“ gegen eine unbe
fristete Ergänzungsabgabe gleich
sam zwangsverkauft werden; wei
tere 25% sollen schließlich im Rah
men des um weitere 936 DM aufge
stockten Vermögensbildungsgeset
zes an Arbeitnehmer abgegeben 
werden.

Lohnpolitische Zurückhaltung 
sieht der Vorschlag nicht vor. Das 
skizzierte Fondsmodell soll im Ge
genteil durch eine „aktive Tarifpoli
tik“ in beiden Teilen Deutschlands er
gänzt werden. Hierunter wird ver
standen, daß mit den Tariflohnforde
rungen auch ein explizites Umver
teilungselement realisiert werden 
soll. Da die Arbeitnehmer in ihrer Ge
samtheit mehr Steuern zahlen als 
die Unternehmen, könnte, so die „Lo
gik“ dieser Überlegung, durch „ak
tive Tarifpolitik“ sogar das Steuerauf
kommen erhöht und damit die Fi
nanzierung der staatlichen Einheit 
erleichtert werden.

Daß es sich hierbei um eine Milch
mädchenrechnung handelt, zeigt 
sich, wenn man dieses Argument
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konsequent zu Ende denkt: )as 
Steueraufkommen wäre dann am 
größten, wenn die Unternehmer mei
nen, die Arbeitnehmer dagegen jen 
gesamten Anteil der Wertschöptjng 
erhielten. Daß es dann jedoch keine 
Unternehmer mehr gäbe, die z.B Ar
beitsplätze schaffen und sichsrn, 
wird geflissentlich übersehen. Ange
sichts aktueller Abschwächungsten
denzen der westdeutschen Konjjnk- 
tur und der Anforderungen für enen 
breiten Wirtschaftsaufschwung in 
Ostdeutschland ist derzeit kein Platz 
für stabilitätsgefährdende Umvertei
lungskämpfe!

Kein konstruktiver 
Beitrag

Auch aus anderen Gründen ist der 
Vorschlag kein konstruktiver Beitrag 
im Interesse der Gesundung der ost
deutschen Wirtschaft: Der Vermö- 
gensfonds könnte schwerlich vor do
minierender gewerkschaftsseitiger 
Einflußnahme geschützt werden. Die 
Mitbestimmungsrechte nach dem 
Mitbestimmungsgesetz einerseits 
sowie die gesellschaftsrechtlichen 
Einflußmöglichkeiten des Fonds als 
Miteigentümer der Holding bzw. der 
privatisierten Unternehmen anderer
seitswürden zu einer Überparitätder 
Gewerkschaftsseite im Aufsichtsrat 
der Holding wie auch der privatisier
ten Unternehmen führen.

Durch das Fondsmodell der IG 
Metall würde das Interesse von Inve
storen am Kauf von Treuhand-Unter
nehmen beeinträchtigt. Dies läge 
nicht nur an der gewerkschaftlichen 
Überparität, sondern auch daran, 
daß die Investoren den Ertrag ihrer 
Sanierungsinvestitionen mit denen 
teilen müßten, die hierzu keinen Bei
trag geleistet haben.

Die Fondskonstruktion wäre ein 
breites Einfallstor für eine Struktur
erhaltungspolitik, die sich nicht an 
der betriebswirtschaftlichen Sanie
rungsfähigkeit der Unternehmen,

sondern am Erhalt nicht rentabler 
Arbeitsplätze orientieren würde. 
Letztere Zielstellung steht im Vorder
grund, wenn die IG Metall derzeit 
eine Umformulierung des Auftrags 
der Treuhandanstalt hin zur Sanie
rung fordert. Staatliche Instanzen 
sind jedoch, wie die leidvollen Erfah
rungen aus der DDR-Vergangenheit 
zeigen, am wenigsten dazu geeig
net, Unternehmen wettbewerbsfähig 
zu sanieren. Diese Aufgabe muß von 
privaten Investoren erfüllt werden.

Hinter den Treuhand-Unterneh
men steht als Ausfallbürge letztlich 
die Treuhandanstalt. Die Neigung 
dieser Unternehmen, gewerkschaft
lichen Lohnforderungen, die die wirt
schaftliche Leistungskraft überstei
gen, zu widerstehen, ist ungleich ge
ringer als diejenige von Privatunter
nehmen. Je mehr auch in Ost
deutschland auf Arbeitgeberseite 
das privatwirtschaftiiche Eigentü
merinteresse zum Tragen kommt, 
um so mehr werden sich die dortigen 
Tarifabschlüsse an den realen wirt
schaftlichen Gegebenheiten orien
tieren.

Die gesamtwirtschaftlichen Ko
sten verfehlter Industriepolitik und 
unterbliebener Privatisierungen 
müßten von den „Besserverdienen
den“ und letztlich von der Gesamt
heit der Steuerzahler getragen wer
den. Eine ineffiziente Industriepolitik 
auf Kosten Dritter ist aber alles an
dere als solidarisch.

Tarifvertragliche 
Investivlohnmodelle

Auf eine weitere Stoßrichtung die
ses Vorschlags sei hierzu abschlie
ßend hingewiesen: Gerade unter 
dem Eindruck der wirtschaftlichen 
Probleme in den neuen Bundeslän
dern wird seit einem Jahr wieder ver
stärkt über die Möglichkeit tarifver
traglicher Investivlohnvereinbarun- 
gen diskutiert. Die IG Metall betrach
tet Investivlohnmodelle nicht zuletzt

aus organisationspolitischen Grün
den mit großer Skepsis. Das von ihr 
vorgeschlagene Modell ist der Ver
such, die Investivlohndebatte durch 
einen eigenen Alternativvorschlag 
zu beenden.

Vermögensbildung in Arbeitneh
merhand ist ein Anliegen, das von 
den Arbeitgebern nachhaltig unter
stütztwird. Ob tarifvertragliche Inve
stivlohnmodelle die aktuellen Pro
bleme der ostdeutschen Wirtschaft -  
also z.B. den Mangel an Risikokapi
tal und Managementwissen bei 
gleichzeitig hoher Lohnkostenbela
stung -  lösen könnten, ist allerdings 
eher fraglich. In jedem Fall müßte ein 
tarifvertragliches Investivlohnmodell 
sowohl Arbeitgebern als auch Arbeit
nehmern die individuelle Entschei
dung überlassen, ob auf betriebli
cher Ebene eine Vermögensbeteili
gung vereinbart wird und wie die be
treffenden Lohnbestandteile des Ar
beitnehmers angelegt werden. Tarif
fondsmodelle sind hierfür gänzlich 
ungeeignet. Investivlöhne dürften 
zudem im Vergleich zum Barlohn 
nicht zu einer Lohnkostenmehrbela
stung führen. Da zur Verwirklichung 
tarifvertraglicher Investivlohnmo
delle noch zahlreiche rechtliche Fra
gen geklärt werden müssen, wofür 
ein gesetzlicher Rahmen erst noch 
zu schaffen wäre, kann der Investiv- 
lohn zumindest in der nahen Zukunft 
wohl kaum als tarifpolitisches Akti
onsfeld genutzt werden.

Der Vorschlag von Sinn

Der von Professor Sinn in die Dis
kussion gebrachte „Sozialpakt für 
den Aufschwung“ weist gewisse 
Ähnlichkeiten, jedoch auch bedeut
same Unterschiede zu dem Modell 
der IG Metall auf: Die Treuhandan
stalt privatisiert, so der Vorschlag 
von Professor Sinn, die ihr unterste
henden Unternehmen künftig nicht 
mehr gegen Entgelt; vielmehr erhält 
sie als Gegenwert vom Käufer eine 
Restbeteiligung an dem von ihm
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übernommenen Unternehmen. Die 
Restbeteiligungen werden einem 
Fonds zugeführt, aus dem den Ar
beitnehmern bzw. den Bewohnern 
der ehemaligen DDR Anteilsrechte 
unentgeltlich überlassen werden: 
Zum einen soll die Belegschaft der 
privatisierten Unternehmen Anteile 
erhalten. Zum anderen sollen die Be
wohner Ostdeutschlands einen Aus
gleich für die Vermögensverluste 
aus der Währungsumstellung be
kommen und am ehemaligen „Volks
vermögen“ partizipieren, dessen Bil
dung sie durch staatlich verordneten 
Konsumverzicht finanziert haben. 
Tarifpoiitisch bedeutsam ist, daß die 
Tarifpartner im Gegensatz zu dem 
Vorschlag der IG Metall als „Gegen
leistung“ für die der ostdeutschen 
Bevölkerung bzw. Arbeitnehmer
schaft überlassenen Anteilsrechte 
ein vierjähriges Lohnmoratorium 
vereinbaren sollen. Während dessen 
Laufzeit sollen die Anteilscheine 
nicht handelbar sein.

Die Privatisierung gegen Restbe
teiligung soll den Privatisierungsauf
trag der Treuhandanstalt befördern 
und insbesondere den befürchteten 
Preisverfall der zu privatisierenden 
Vermögenswerte verhindern; das 
Lohnmoratorium könnte die Unter
nehmen von der Kostenseite her ent
lasten und damit zum Wirtschafts
aufschwung in den neuen Bundes
ländern beitragen. Trotz dieser be
grüßenswerten Zielsetzungen ist je
doch auch dieser Vorschlag letztlich 
kein gangbarer Weg zur Lösung der 
ökonomischen Übergangsprobleme 
in den neuen Bundesländern.

Auch hier ist ein staatlicherseits 
zu begründender Beteiligungsfonds 
vorgesehen. Anders als bei einem 
privatwirtschaftlichen, nach Rentabi
litätskriterien geführten Beteili
gungsfonds besteht bei einer sol
chen Konstruktion immer die Gefahr, 
daß der Fonds interessenpolitisch 
instrumentalisiert wird. Diese Gefahr

darf gerade angesichts der beste
henden arbeitsmarktpolitischen Pro
bleme in den neuen Bundesländern 
nicht unterschätzt werden.

Geringe Chancen

Weder ist die Arbeitgeberseite 
deckungsgleich mit den potentiellen 
Käufern von Treuhand-Unterneh
men, noch umfaßt die Gruppe der 
von tarifvertraglichen Vereinba
rungen erfaßten Arbeitnehmer die 
Gesamtheit der Bevölkerung der 
ehemaligen DDR. Aufwand und 
Nutzen des „Sozialpaktes für den 
Aufschwung“ fielen für die Beteilig
ten somit auseinander, was den Ab
schluß einer solchen Vereinbarung 
in Frage stellen würde. Der „Sozial
pakt für den Aufschwung“ müßte zu
dem von den zahlreichen Tarifträger
verbänden für sämtliche Branchen 
und Bereiche in den neuen Bundes
ländern simultan abgeschlossen 
werden. Dies wäre praktisch kaum 
durchführbar.

Wohl keine Gewerkschaft wäre 
aufgrund der Interessenlage ihrer 
Mitglieder bereit, sich auf einen sol
chen „Sozialpakt“ einzulassen: Ge
gen eine sichere Lohnerhöhung 
tauschten’die Arbeitnehmer eine für 
mehrere Jahre nicht fungible und in 
ihrem künftigen Marktwert unge
wisse Beteiligung ein. Das Lohnmo
ratorium würde sich Professor Sinn 
zufolge lediglich auf die neuen Bun
desländer erstrecken.

Auch bei diesem Vorschlag be
stünde schließlich das Problem, daß 
der potentielle Investor den künfti
gen Ertrag seiner Sanierungsinvesti
tion mit Dritten teilen müßte, die hier
für nichts aufzuwenden und die für 
etwaige Verluste nicht einzustehen 
hätten. Privatisierungsmodelle, die 
den potentiellen Käufer von Treu- 
hand-Unternehmen zur Aufnahme 
eines Miteigentümers verpflichten, 
behindern den Privatisierungsauf
trag der Treuhandanstalt. Die zügige 
Privatisierung ist jedoch, wie bereits

aufgezeigt wurde, auch im Interesse 
einer produktivitätsorientierten Tarif
politik in Ostdeutschland unabding
bar.

Notwendiger Ansatzpunkt: 
Lohnzuwachsraten

Aus den bisherigen Ausführungen 
folgt, daß ein tragfähiger Sozialpakt 
für den Aufschwung in den neuen 
Bundesländern nicht den Umweg 
über Fondslösungen oder tarifver
tragliche Investivlohnmodelle neh
men kann, sondern unmittelbar an 
den Lohnzuwachsraten ansetzen 
muß. Die Tariflohnsteigerungen 
müssen sich strikt an dem erwarte
ten Produktivitätszuwachs orientie
ren. Keinesfalls dürfen die zur Fi
nanzierung der Einheit erfolgten 
Steuererhöhungen zum Anlaß zu
sätzlicher Lohnforderungen ge
macht werden. Dies käme dem Ver
such gleich, die Deutsche Mark 
zweimal ausgeben zu wollen.

Die Bundesvereinigung der Deut
schen Arbeitgeberverbände hat sich 
bereits 1990 in gemeinsamen Erklä
rungen zusammen mit dem DGB 
einerseits und der DAG andererseits 
zu einer verantwortungsvollen Tarif
politik im Rahmen ihrer Einfluß
möglichkeiten im Interesse des wirt
schaftlichen Aufschwungs in Ost
deutschland bekannt. Ein gemeinsa
mer Konsens wurde also bereits er
zielt. Wenn er zwischenzeitlich et
was in den Hintergrund getreten ist, 
so ist es heute um so wichtiger, sich 
seiner zu erinnern. Dieser Konsens 
einer verantwortungsvollen Lohnpo
litik darf allerdings nicht nur für die 
neuen, sondern muß auch für die bis
herigen Bundesländer gelten: Wer 
im Westen durch unrealistisch hohe 
Lohnforderungen den verteilungspo
litischen Rahmen sprengt, riskiert 
eine Stabilisierungskrise, die nicht 
zuletzt den wirtschaftlichen Auf
schwung in den neuen Bundeslän
dern nachhaltig beeinträchtigen 
würde.
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